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Einleitung

Das Grundgesetz, wie es das Bundesverfassungsgericht bei Aufnahme seiner
Rechtsprechungstätigkeit vorfand, entsprach in seinem Phänotypus weitgehend
dem Idealbild des liberalen Rechtsstaates. Der Parlamentarische Rat hatte im
Grundrechtskatalog vorwiegend „klassische“1 Abwehrrechte normiert und im
Vergleich zur Weimarer Reichsverfassung äußerste Zurückhaltung bei der Rege-
lung wirtschaftlicher, sozialer und kultureller „Lebensordnungen“ geübt.
Erst durch die Judikatur des Bundesverfassungsgerichts hat sich das Grundge-

setz von einer liberalen Rahmenordnung zu einer materiellen Wertordnung ge-
wandelt.2 Der Schlüssel zu diesem Transformationsprozeß findet sich im Lüth-
Urteil. Die Grundrechte des Grundgesetzes erschöpfen sich nach Ansicht des
Bundesverfassungsgerichts nicht in Abwehrrechten gegen den Staat, sondern
normieren zugleich wertentscheidende Grundsatznormen, die alle drei Staatsge-
walten als „Richtlinien und Impulse“ binden.3

Heutewird nur noch vonwenigen Stimmen die „Rückkehr“ zu einem liberalen
Grundrechts- und Verfassungsverständnis gefordert.4 In der deutschen Staats-
rechtslehre hat sich vielmehr die – je nach Standpunkt triumphierende oder resi-
gnative – Einsicht der faktischen Unumkehrbarkeit der in Lüth vorgenommenen
Weichenstellung durchgesetzt.5 Zugleich wird jedoch konstatiert, daß die
Wertordnungsjudikatur des Bundesverfassungsgerichts nach einem halben Jahr-

1 Siehe zur Unbestimmtheit des Begriffs der „klassischen“ GrundrechteH. v. Mangoldt, 22.
Sitzung des Grundsatzausschusses (18.11. 1948), Deutscher Bundestag/Bundesarchiv (Hrsg.),
Der Parlamentarische Rat 1948–1949 – Akten und Protokolle, Band5/I (1993), S. 42: „Ehe wir
uns darüber schlüssig werden, welche Grundrechte wir in die Verfassung aufnehmen wollen,
müssen wir die Begriffe klären.Was sind klassische Grundrechte?Wir müssen zuerst klarstellen,
was wir darunter verstehen.“ Vgl. auch die anschließende Diskussion im Grundsatzausschuß,
ebenda, S.43–61, in der keine abschließende Klärung über den Begriff der „klassischen“ Grund-
rechte erzielt werden konnte.

2 Siehe zu diesem Begriffspaar etwa M. Jestaedt, Grundrechtsentfaltung im Gesetz (1999),
S. 72ff. m.w.N.

3 BVerfGE 7, 198 (205).
4 Siehe etwaE.-W. Böckenförde, Grundrechte als Grundsatznormen – Zur gegenwärtigen La-

ge der Grundrechtsdogmatik (1990), in: ders., Staat, Verfassung, Demokratie (1991), S. 159ff.
5 D. Grimm, Diskussionsbeitrag, VVDStRL 61 (2002), S. 180 (182); J. Isensee, Diskussions-

beitrag, ebenda, S.183;H.-J. Papier, Diskussionsbeitrag, ebenda, S.155 (156);U. Steiner, Diskus-
sionsbeitrag, ebenda, S.191 (193).
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hundert noch stets auf „einem höchst unsicheren dogmatischen Fundament“
ruht.6

Die vorliegende Studie möchte vor diesemHintergrund mit der Einbeziehung
des grenzüberschreitenden Kontexts eine „Rationalitätsreserve“7 freilegen, die
bislang noch nicht hinreichend gewürdigt worden ist. DieGrundthese derUnter-
suchung lautet, daß das Grundgesetz und die Wertordnungsjudikatur des Bun-
desverfassungsgerichts von Anfang an in den Kontext des nach dem Zweiten
Weltkrieg aufkeimenden transnationalen Menschenrechtskonstitutionalismus
eingebunden waren und daher nur aus diesem Zusammenhang vollständig ver-
standen werden können.
Der Parlamentarische Rat rezipierte große Teile des „Wertsystems“ der Allge-

meinen Erklärung der Menschenrechte, das sich ebenso wie der Grundrechtska-
talog des Grundgesetzes aus dem „obersten Konstitutionsprinzip“ der Men-
schenwürde entfaltet.8 Diese grundlegende menschenrechtliche Wertentschei-
dung der internationalen Gemeinschaft ist unauslöschlich in das genetische
Programm des Grundgesetzes eingeschrieben. Die historisch-genetische Metho-
de, die einigen als Fluchtweg aus dem Wertordnungsdenken erscheint, führt so-
mit geradewegs zurück zu seinen Wurzeln.
In diesem Sinne versteht sich die vorliegende Untersuchung als Beitrag zur

komparativenMethode der Verfassungsinterpretation. Sie behandelt insbesonde-
re die menschenrechtskonforme Auslegung9 nicht als ergänzende, „fünfte“10

Auslegungsmethode, sondern als integralen Bestandteil des klassischen Metho-
denkanons. Jeder der vier klassischen canones steht in einem grenzüberschreiten-
den Kontext: Weder die gewöhnliche Bedeutung noch der systematische Zusam-
menhang der Verfassungsnormen lassen sich in einer Verfassungsordnung, die
sich der internationalen Offenheit und der regionalen Integration verschrieben
hat, in nationaler Autarkie bestimmen. Vor allem aber ist das oberste Telos des
Grundgesetzes, die Menschenwürde, nicht nur in ihrem universalen Anspruch,
sondern auch genetisch auf das engste mit dem internationalen Menschenrechts-
konstitutionalismus verknüpft.
Die Aufschlüsselung dieses genetischen Zusammenhangs zwischen den

Grundrechten des Grundgesetzes und dem Wertsystem der internationalen Ge-
meinschaft, wie es in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte seinen au-

6 M. Herdegen, in: T. Maunz/G. Dürig, Kommentar zum Grundgesetz, Art. 1 Abs.3, Rn.21.
7 Siehe zum ähnlichen Topos der „Interpretationsreserve“ M. Herdegen, Verfassungsinter-

pretation als methodische Disziplin, JZ 2004, S.873 (878ff.).
8 Siehe 1. und 2. Kapitel.
9 Siehe zur unterschiedlichen hermeneutischen Valenz der menschenrechtskonformenAusle-

gung („vertikale“ Rechtsvergleichung) einerseits und der Berücksichtigung ausländischen Ver-
fassungsrechts („horizontale“ Rechtsvergleichung) andererseits 8. Kapitel, II.

10 Vgl. P. Häberle, Grundrechtsgeltung und Grundrechtsinterpretation – Zugleich zur
Rechtsvergleichung als fünfter Auslegungsmethode (1989), abgedruckt in: ders., Rechtsverglei-
chung im Kraftfeld des Verfassungsstaates (1992), S. 27ff.
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thentischen Ausdruck gefunden hat, bildet ein wesentliches Anliegen der vorlie-
genden Studie.
Die Wertordnungsjudikatur des Bundesverfassungsgerichts hat ein Maß an

Verfestigung und Akzeptanz erreicht, das manchem eine vertiefte Reflexion über
ihre Rationalität als akademisches Glasperlenspiel erscheinen läßt. Während heu-
te aber in den jungen Demokratien Europas, Lateinamerikas und Südafrikas die
wesentlichen Errungenschaften des Wertordnungsdenkens bereits im Verfas-
sungstext verankert sind,11 bleibt das wertorientierte Grundrechts- und Verfas-
sungsverständnis in Deutschland als prätorische Rechtsschöpfung in seiner Legi-
timität prekär. Daher ist es von besonderer Bedeutung, die Rationalität der Leit-
entscheidungen der deutschen Wertordnungsjudikatur aufzuzeigen. Auch hier
erhellt die Einblendung des grenzüberschreitenden Kontextes, daß die „Entdek-
kung“ und Entfaltung der grundrechtlichen Wertordnung nicht die Frucht me-
thodisch ungebundener Dezision, sondern die Resultante sorgfältig abwägender
Reflexion gewesen sind.12

In ihrem zweiten Hauptteil werden die Rationalität und Legitimität der Wert-
ordnungsjudikatur des Bundesverfassungsgerichts in ihrem aktuellen grenzüber-
schreitenden Kontext überprüft. Die Grundentscheidung des Parlamentarischen
Rates für die Öffnung des Grundgesetzes gegenüber dem menschenrechtlichen
Wertsystem der internationalen Gemeinschaft, wie sie in Art.1 Abs.2 GG ihren
objektivenAusdruck gefunden hat, bildet heute die anerkannte Basis für diemen-
schenrechtskonforme Auslegung der deutschen Verfassung.13 Legt man die
Grundrechte des Grundgesetzes im Lichte der regionalen und universalen Men-
schenrechtsstandards aus, so ist ihre Schutz- und Gewährleistungsdimension un-
abweisbar. Denn die grundrechtlichen Schutz- und Förderpflichten der „bürger-
lichen und politischen“ Menschenrechte gehören heute zum unbestrittenen
acquis der Europäischen Menschenrechtskonvention und der universalen Men-
schenrechtsinstrumente.14

Der grenzüberschreitende Kontext stellt aber auch kritische Anfragen an die
Legitimität des Wertordnungsdenkens. Im Systemwettbewerb der Verfassungs-
staaten sieht sich die Wertordnungsvision mit dem wirkmächtigen liberal-rechts-
staatlichen Gegenentwurf der Vereinigten Staaten konfrontiert.15 Zwar hat das
Plebiszit der modernen Verfassungsstaaten demWertordnungstypus einen über-
wältigenAbstimmungserfolg beschert. Triumphale Siegesmeldungen dürfen aber
aus deutscher Sicht nicht dazu verleiten, das Rahmenmodell der Vereinigten Staa-
ten vorschnell aus dem rechtsvergleichenden Untersuchungsspektrum auszu-
schließen. Die vorliegende Studie soll vor allem zeigen, daß der vergleichende

11 Siehe 7. Kapitel, II.
12 3. und 4. Kapitel.
13 5. Kapitel.
14 6. Kapitel.
15 7. Kapitel, I.
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Blick auf die Vereinigten Staaten als „Verfassungsordnung ohne Wertordnung“
Hypertrophien des deutschen Wertordnungsdenkens aufdecken kann. Am „le-
bendenModell“ der Vereinigten Staaten lassen sich andererseits aber auch dieKo-
sten einer „Rückkehr“ zu einem liberalen Grundrechts- und Verfassungsver-
ständnis ablesen.16

Die Untersuchung möchte sich in einem weiteren Schritt den ausländischen
Verfassungsordnungen nähern, die sich ebenso wie das Grundgesetz dem Wert-
ordnungsmodell verschrieben haben.17 Durch die gemeinsame Ausrichtung auf
den Wert der Menschenwürde und das damit verbundene Streben nach Konkor-
danz mit den internationalen Menschenrechtsstandards sind die Wertordnungs-
verfassungen von einem gemeinsamen Erkenntnisinteresse geleitet. Sie bilden
gleichsam einen „Erkenntnisverbund“, in dem die gegenseitige Einbeziehung
ausländischen Verfassungsrechts signifikante Synergieeffekte verspricht. Um die-
sen osmotischen Prozeß zu strukturieren, versucht die vorliegende Studie die ty-
pusbildenden Merkmale des Idealtypus „Wertordnungsverfassung“ näher zu be-
stimmen. Dabei zeigt sich, daß in den ausländischen Wertordnungsverfassungen
ein Erfahrungsschatz verborgen ist, der auch von den Pionieren des Wertord-
nungsdenkens in Deutschland nicht als „Rationalitätsreserve“ verschmäht wer-
den sollte.
Anschließend widmet sich die Untersuchung den Chancen und Grenzen der

komparativenMethode im Prozeß derWertkonkretisierung.18 Im Lichte der jün-
geren Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts19 soll dabei vor allem das
Problem konfligierenderWertkonkretisierungen auf nationaler und übernationa-
ler Ebene im Sinne einer „ebenenübergreifenden Präjudizienlehre“ aufgegriffen
werden.
Die letzten beiden Kapitel ziehen die Linien des Wertordnungsdenkens in den

übernationalen Raum aus. Zunächst richtet sich das Interesse auf die schrittweise
Transformation der Europäischen Union von einer supranationalen Wirtschafts-
gemeinschaft zu einer konstitutionalisiertenWertegemeinschaft.20 Das Hauptau-
genmerk gilt dabei der Charta der Grundrechte, dem Herzstück der Wertord-
nung der Europäischen Union, die in bemerkenswerter Weise das „Wertsystem“
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte abgebildet hat.
Das Schlußkapitel verfolgt die Wandlung des Völkerrechts von einer staaten-

orientierten Konsensordnung zu einer anthropozentrischen Wertordnung.21

Hier schließt sich der Kreis der Untersuchung. Im gegenwärtigen Prozesses der
„Konstitutionalisierung“ und „Humanisierung“ der modernen Völkerrechtsord-

16 6. Kapitel.
17 7. Kapitel, II.
18 8. Kapitel.
19 Siehe vor allem BVerfGE 111, 307.
20 9. Kapitel.
21 10. Kapitel.
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nung erfüllt sich allmählich die kühne Vision der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte und des Grundgesetzes, nach der die Menschenrechte „Grund-
lage jeder menschlichen Gemeinschaft“22 sind und jedem Menschen ein „An-
spruch auf eine soziale und internationale Ordnung“ zusteht, in der die Men-
schenrechte „voll verwirklicht werden können“.23

22 Art. 1 Abs.2 GG.
23 Vgl. Art. 28 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte v. 10.12. 1948, GA Res. 217

(III), UN GAOR, III, Resolutions, S.71.





Erster Teil

Die Entstehung der Wertordnung des Grundgesetzes im
grenzüberschreitenden Kontext

Das vollständige Verständnis der Genese der von der deutschen Staatsrechtswis-
senschaft vorbereiteten und in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts entfalteten grundrechtlichen Wertordnungsjudikatur erschließt sich erst
vor demHintergrund des nach demZweitenWeltkrieg aufkeimenden grenzüber-
schreitendenGrundrechtskonstitutionalismus. Besondere Bedeutung kommt da-
bei der Rezeption der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte1 durch den
Parlamentarischen Rat und durch die literarischen Wegbereiter des Wertord-
nungsdenkens zu.
Bei der Formulierung des Grundrechtskataloges des Grundgesetzes ist die All-

gemeine Erklärung der Menschenrechte in unterschiedlichen Entwurfsfassun-
gen2 im ParlamentarischenRat „fortlaufend herangezogenworden“.3 Auchwenn

1 Universal Declaration of Human Rights, 10.12. 1948, GA Res. 217 (III), UN GAOR, III,
Resolutions, S.71.

2 Der Parlamentarische Rat arbeitete mit einer deutschen Übersetzung eines Entwurfs der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, der zuerst in der Neuen Zeitung vom 7.10. 1948
abgedrucktwordenwar.DieseÜbersetzungwurde unter denMitgliedern des Parlamentarischen
Rates als Drucksache 144 v. 7.10. 1948 (abgedruckt in: Deutscher Bundestag/Bundesarchiv
[Hrsg.], Der Parlamentarische Rat 1948–1949 –Akten und Protokolle, Band5/I [1993], S. 220ff.)
zirkuliert. Die deutsche Übersetzung einer früheren Fassung, auf die auch gelegentlich im Parla-
mentarischen Rat Bezug genommen wurde, findet sich in der Zeitschrift „Die Wandlung“ 1948
(Heft 4), S. 341ff. Dort ist auf S.358ff. auch ein Entwurf des Internationalen Paktes für Men-
schenrechte in deutscher Übersetzung abgedruckt. Vgl. zur Entscheidung der Menschenrechts-
kommission, die „International Bill of Rights“ in eine rechtliche unverbindliche Erklärung und
einen später zu verabschiedenden völkerrechtlichen Vertrag aufzuspalten, 4. Kapitel, II. 3. a).

3 H. von Mangoldt, Das Bonner Grundgesetz (1953), S. 35. Siehe auch Akten und Protokolle
(Fn.2), Bd.5/I, S. 220 Fn.1 (Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte habe in den Diskus-
sionen des Ausschusses für Grundsatzfragen „eine wesentliche Rolle gespielt“). Vgl. darüber
hinausH.Dreier, Kontexte des Grundgesetzes, DVBl. 1999, S.667 (673: „intensiver Rezeptions-
prozeß“);C.Gusy, DasGrundgesetz im völkerrechtlichenWirkungszusammenhang, in: U. Bat-
tis u.a. (Hrsg.), Das Grundgesetz im internationalenWirkungszusammenhang der Verfassungen
(1990), S. 207 (208ff.); S. Hobe, Der Einfluß der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte
vom 10. Dezember 1948 auf das Grundgesetz und die verfassungsrechtliche Staatspraxis der
Bundesrepublik Deutschland, in: K. Dicke (Hrsg.), Zur Wirkungsgeschichte der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte in Verfassungsrecht und Politik (2004), S. 7ff.; K.J. Partsch, Be-
kämpfung der rassischen Diskriminierung im Rahmen des Schutzes der Menschenrechte, in:
U. Scheuner/B. Lindemann (Hrsg.), Die Vereinten Nationen und die Mitarbeit der Bundes-
republik Deutschland (1973), S.108 (111ff.); H. Wilms, Ausländische Einwirkungen auf die
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das Grundgesetz in seinem Grundrechtsabschnitt in vielem „eigene Wege“4 ge-
gangen ist, hat die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte doch deutliche
Spuren im Grundgesetz hinterlassen. Hierin dürfte einer der tieferen Gründe da-
für liegen, daß dieGrundrechtsjudikatur des Bundesverfassungsgerichts weltweit
so große Beachtung gefunden hat. Der freie Teil Deutschlands hat als erster mo-
derner Verfassungsstaat die Chance wahrgenommen, das „Wertsystem“ der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte in seiner Verfassungsordnung konse-
quent umzusetzen.
Mit dieser These soll nicht einemmonokausalen grundrechtlichenGründungs-

mythos das Wort geredet werden. Denn vieles, was im „Wertsystem“ der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte und im Grundgesetz ähnlich erscheint,
beruht auf „Parallelschöpfungen“, für die nur der Zeitgeist Urheberrechte bean-
spruchen kann. Beide Dokumente entstanden vor demHintergrund des Traumas
des Zweiten Weltkrieges und des Holocaust. In manchem hat der Parlamentari-
sche Rat auch eigene Akzente gesetzt, die der besonderen Situation des geteilten
und in Trümmern liegenden deutschen Staates Rechnung tragen sollten.5

Entstehung des Grundgesetzes (1999), S. 137–152 mit Nachweisen zu einzelnen Grundgesetzar-
tikeln.

4 von Mangoldt (Fn.3), S. 37.
5 Siehe oben Fn.4.
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1. Kapitel

Das Wertsystem der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte

I. Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte
als „Projekt Weltethos“

Die Ausarbeitung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte war Teil des
ersten und bislang erfolgreichsten „Projekts Weltethos“.1 Die Menschenrechts-
deklaration der Vereinten Nationen bildete das Produkt eines für die damalige
Zeit einmaligen interkulturellen Dialogs, an dem nicht nur Regierungsvertreter,
sondern auch zahlreiche Nichtregierungsorganisationen und engagierte Privat-
personen maßgeblichen Anteil hatten.2

NachdemderVersuch gescheitert war, in dieCharta der VereintenNationen ei-
nenMenschenrechtskatalog aufzunehmen, rief derWirtschafts- und Sozialrat der
Vereinten Nationen 1947 die Menschenrechtskommission ins Leben und erteilte
ihr das Mandat zur Ausarbeitung eines internationalenMenschenrechtskataloges
(„International Bill of Rights“).3 Die Menschenrechtskommission nahm ihre Ar-
beit im Januar 1947 auf und konnte nur knapp zwei Jahre später der Generalver-
sammlung einen abstimmungsreifen Entwurf präsentieren, der am 10. Dezember
1948 im Pariser Palais de Chaillot ohne Gegenstimme bei acht Enthaltungen4 als
„Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“ angenommen wurde.
Der interkulturelle Dialog wurde nicht nur zwischen den Mitgliedern der

Menschenrechtskommission5 und in den anschließenden Beratungen in der Ge-
neralversammlung gepflegt. Der Austausch der Regionen, Religionen und Welt-

1 Vgl. zu diesem ToposH. Küng, Projekt Weltethos (1990).
2 Hierzu gehörten so unterschiedliche Personen wie der SchriftstellerH.G.Wells (The Rights

ofMan, orWhatAreWeFighting For? [1940]) und derVölkerrechtlerH.Lauterpacht (An Inter-
national Bill of Rights [1945]). Zu ihrem Beitrag und zu weiteren in privater Initiative erarbeite-
ten Entwürfen J.H. Burgers, The Road to San Francisco – The Revival of theHumanRights Idea
in the Twentieth Century, Human Rights Quarterly 14 (1992), S. 447ff. (464ff. zu H.G. Wells;
473 zuLauterpacht); J.P.Humphrey,HumanRights and theUnitedNations –AGreatAdventu-
re (1984), S. 31f.

3 Siehe ECOSOC Res. 1/5, UN Dok. E/20 (15.2. 1946), 1 UN ESCOR, S.163.
4 Folgende Staaten enthielten sich der Stimme: Jugoslawien, Polen, Saudi Arabien, die Sowjet-

union, Südafrika, Tschechoslowakei, Ukraine undWeißrußland. Vgl. zu denGründen die einge-
hende Untersuchung von J. Morsink, The Universal Declaration of Human Rights – Origins,
Drafting & Intent (1999), S. 21ff.

5 Die Mitglieder stammten aus Ägypten, Australien, Belgien, Chile, China, Frankreich,


